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Vorsorgemaßnahmen  zur  Vermeidung  des  Vorhandenseins  nicht zugelassener  Erzeugnisse  und  Stoffe  

(1)  Um eine Kontamination durch Erzeugnisse oder Stoffe, die nicht für die Verwendung in der ökologischen/ 

biologischen Produktion gemäß Artikel  9  Absatz  3  Unterabsatz  1  zugelassen  sind,  zu  vermeiden,  ergreifen  die  

Unternehmer  auf  jeder  Stufe  der  Produktion,  der  Aufbereitung  und  des  Vertriebs folgende  Vorsorgemaßnahmen:  

a)  Sie  ergreifen  verhältnismäßige  und  angemessene  Maßnahmen,  mit denen  Risiken  der  Kontamination  der  

ökologischen/biologischen Produktion  und  von  ökologischen/biologischen  Erzeugnissen  durch nicht  zugelassene  

Erzeugnisse  oder  Stoffe  ermittelt  werden,  wobei auch systematisch kritische Punkte bei den Verfahrensschritten 

identifiziert werden,  und  erhalten  diese  aufrecht;   

b)  sie ergreifen Maßnahmen, die verhältnismäßig und angemessen sind, um  Risiken  der  Kontamination  der  

ökologischen/biologischen  Produktion  und  von  ökologischen/biologischen  Erzeugnissen  durch nicht  zugelassene  

Erzeugnisse  oder  Stoffe  zu  vermeiden,  und  erhalten  diese  aufrecht;  

c)  sie überprüfen regelmäßig diese Maßnahmen und passen sie an; und  

d)  sie  erfüllen  andere  relevante  Anforderungen  dieser  Verordnung,  mit denen  die  Trennung  der  

ökologischen/biologischen  Erzeugnisse,  der Umstellungserzeugnisse und nichtökologischen/nichtbiologischen 

Erzeugnisse  gewährleistet wird.  

(2)  Hat  ein  Unternehmer  den  Verdacht,  dass  aufgrund  des  Vorhan­denseins eines Erzeugnisses oder Stoffes, 

das/der nicht für die Verwendung in der ökologischen/biologischen Produktion gemäß Artikel 9 Absatz  3 Unterabsatz  1  

zugelassen ist, in  einem Produkt,  das  als ökologisches/biologisches Erzeugnis oder Umstellungserzeugnis verwendet 

oder vermarktet  werden  soll,  dieses  Produkt  dieser  Verordnung  nicht  entspricht,  geht  er  folgendermaßen  vor:  

a)  er  identifiziert und  isoliert das  betreffende Erzeugnis;  

b)  er  überprüft,  ob  der  Verdacht  begründet  ist;  

c)  er  bringt  das  betreffende  Erzeugnis  nicht  als  ökologisches/biologisches Erzeugnis oder Umstellungserzeugnis in 

Verkehr und verwendet  es  nicht  in  der  ökologischen/biologischen  Produktion,  bis  der Verdacht  ausgeräumt  

werden  kann;  

d)  wenn  der  Verdacht  begründet  ist  oder  nicht  ausgeräumt  werden kann,  informiert er unverzüglich die 

betreffende zuständige Behörde oder  gegebenenfalls  die  betreffende  Kontrollbehörde  oder  Kontrollstelle und 

übermittelt ihnen sofern einschlägig die verfügbaren Informationen;  

e)  bei  der  Feststellung  und  Überprüfung  der  Gründe  für  das  Vorhandensein nicht zugelassener Erzeugnisse und 

Stoffe arbeitet er mit der betreffenden zuständigen Behörde oder gegebenenfalls der betreffenden  Kontrollbehörde  

oder  Kontrollstelle  umfassend  zusammen.  


